


Rechtslage 
Ein kurzer Überblick zum Erben und Vererben - Wer kann Erbe sein? Welche Erbreihenfolge und Erbanteile gelten? Wie kann die Erbreihenfolge geändert werden? Was kann der Erbe tun, wenn er die Erbschaft nicht annehmen will?

1. Wer kann Erbe sein?

Das Vermögen einer verstorbenen Person geht in der Regel auf eine oder mehrere andere Personen über. Sie werden Erben genannt. Jede natürliche Person kann Erbe sein, sofern sie den Erblasser überlebt und erbwürdig ist. Erbunwürdig wird eine Person, wenn sie bestimmte rechtswidrige Handlungen gegen den Erblasser vornimmt, wie z.B. seinen Tod vorsätzlich herbeizuführen versucht (Art. 540 ZGB), und der Erblasser ihr nicht verzeiht.

Im Erbrecht ist zwischen den gesetzlichen und eingesetzten Erben zu unterscheiden. Gesetzliche Erben sind die Blutsverwandten (Nachkommen, Eltern und Grosseltern) und der Ehepartner bzw. der eingetragene Lebenspartner des Erblassers (Art. 457-562 ZGB). Sie erhalten das Erbe von Gesetzes wegen. Kein gesetzliches Erbrecht haben hingegen Verlobte, Pflegekinder, Schwiegerkinder/-eltern, Schwager/Schwägerin, Konkubinatspartner, nicht eingetragene Lebenspartner, Freunde etc. Sie können dafür eingesetzte Erben werden, indem sie vom Erblasser in einem Testament oder Erbvertrag als Erbe bezeichnet werden. 

Sind mehrere gesetzliche und/oder eingesetzte Erben vorhanden, bilden diese bis zur Erbteilung eine Erbengemeinschaft (Art. 602 ZGB). Die Erbengemeinschaft entsteht zwingend von Gesetzes wegen mit dem Tod des Erblassers. Die Erben werden Gesamteigentümer der Erbschaftsgegenstände, so dass sie über diese grundsätzlich nur einstimmig und nur in dringenden Ausnahmefällen (z.B. zur Erhaltung eines Gegenstandes) einzeln verfügen dürfen. Für die Schulden des Erblassers haften die Erben solidarisch, d.h. jeder Erbe kann von einem Gläubiger für die ganze Forderung belangt werden. Der interne Ausgleich erfolgt sodann unter den Erben. Ziel der Erbengemeinschaft ist es letztlich, die vom Erblasser hinterlassenen Aktiven und Passiven unter den Erben aufzuteilen und in deren alleinige Berechtigung bzw. Verpflichtung zu überführen. 

2. Gesetzliche Erbreihenfolge und Erbanteile

Die gesetzliche Erbreihenfolge (Art. 457 ff. ZGB) kommt im Todesfall des Erblassers zur Anwendung, wenn dieser keine abweichende Regelung getroffen bzw. keine anderen Personen als Erben eingesetzt hat. Die Erbreihenfolge bestimmt sich nach dem Verwandtschaftsgrad. Entscheidend ist, wer dem Erblasser als Verwandter am nächsten steht.

Die nächsten Erben eines Erblassers sind die Verwandten des ersten Stammes, d.h. seine Nachkommen (Kinder, und wenn diese vorverstorben sind, Grosskinder und Urgrosskinder). Sie erben zu gleichen Teilen. Hinterlässt der Erblasser keine Nachkommen, geht sein Vermögen an die Verwandten des zweiten Stammes über. Erfasst sind hier die Eltern, und wenn diese vorverstorben sind, deren Nachkommen, d.h. die Geschwister, Nichten und Neffen des Erblassers. Vater und Mutter erben je ½ der Erbschaft. Hat der Erblasser weder Verwandte des ersten noch des zweiten Stammes, gelangt die Erbschaft an die Grosseltern und deren Nachkommen als dritten Stamm. Sie erben auch zu gleichen Teilen. Weiter entfernte Verwandte haben kein gesetzliches Erbrecht mehr. 

Der überlebende Ehepartner bzw. der eingetragene Lebenspartner des Erblassers, welcher den Ehegatten erbrechtlich gleichgestellt ist (siehe Eintragung einer Partnerschaft gleichen Geschlechts), nimmt in der gesetzlichen Erbfolge eine Sonderstellung ein. Er ist in jeder vorhandenen Familienkonstellation des Erblassers gesetzlich erbberechtigt. Die Höhe seines Erbanteils hängt davon ab, ob Verwandte des ersten, zweiten oder dritten Stammes den Erblasser überlebt haben. Sind Verwandte des ersten Stammes vorhanden, erben diese und der Ehegatte bzw. Lebenspartner je ½ der Erbschaft. Haben nur Verwandte des zweiten Stammes den Erblasser überlebt, erben diese ¼ und der Ehegatte bzw. Lebenspartner ¾ der Erbschaft. Hinterlässt der Erblasser nur Verwandte des dritten Stammes, erhalten diese nichts und der Ehegatte bzw. Lebenspartner wird Alleinerbe (Art. 462 ZGB).

Hinterlässt der Erblasser weder Verwandte des ersten, zweiten oder dritten Stammes noch einen Ehegatten bzw. eingetragenen Lebenspartner, fällt die gesamte Erbschaft schliesslich an das Gemeinwesen (Art. 466 ZGB). 

3. Änderung der gesetzlichen Erbreihenfolge durch Testament oder Erbvertrag

Der Erblasser kann die gesetzliche Erbreihenfolge durch Testament oder Erbvertrag ändern und somit individuell gestalten. Testament und Erbvertrag sind Verfügungen von Todes wegen, bei denen gesetzlich zwingende Formvorschriften zu beachten sind. Während das eigenhändige Testament vom Erblasser allein errichtet werden kann, bedarf es beim Erbvertrag der Mitwirkung der Vertragspartner. Der Hauptunterschied zwischen Testament und Erbvertrag liegt darin, dass das Testament jederzeit durch den Erblasser geändert oder widerrufen werden kann. Beim Erbvertrag müssen alle beteiligten Personen einer Änderung bzw. einer Aufhebung zustimmen (siehe auch Testament bzw. Erbvertrag - Rechtliche Hinweise). 

Sowohl im Testament als auch im Erbvertrag kann der Erblasser neben den gesetzlichen Erben weitere Erben einsetzen. Möglich ist auch, einer Person einen Vermögensvorteil als Vermächtnis, d.h. eine ganze bestimmte Sache (z.B. Immobilie) oder einen genau bezifferten Vermögenswert (z.B. CHF 20'000), zuzuwenden. Der Bedachte wird hierdurch aber nicht zum Erben. 

Der Erblasser kann also über seinen ganzen Nachlass frei verfügen – mit einer Ausnahme. Hinterlässt er gesetzliche Erben, ist zwingend das Pflichtteilsrecht zu beachten (Art. 470 f. ZGB). Der Erblasser muss den pflichtteilsgeschützten Erben einen Teil seines Nachlasses, den so genannten Pflichtteil, überlassen. Die Nachkommen erhalten ½ und der Ehegatte bzw. eingetragene Lebenspartner ½ des gesetzlichen Erbanspruches als Pflichtteil. Der Pflichtteil der Eltern wurde mit der am 1. Januar 2023 in Kraft getretenen Teilrevision des Erbrechts gestrichen. Die Gründe, einen Erben auf seinen Pflichtteil herabzusetzen, können sehr unterschiedlich sein. So soll der Erbe nur das zwingend Nötige erhalten, weil er z.B. den Erblasser nachhaltig enttäuscht hat. Oder der Erblasser möchte eine andere Person möglichst begünstigen. 

Der Erblasser darf sich ausnahmsweise über das Pflichtteilsrecht hinwegsetzen, wenn Erbunwürdigkeit oder ein Grund zur Enterbung gegeben ist. Das bedeutet, in diesen Fällen kann der Erblasser den Pflichtteil entziehen. Die Erbunwürdigkeit tritt von Gesetzes wegen ein und ist von den Behörden von Amtes wegen zu berücksichtigen (siehe oben Ziffer 1

 REF __RefNumPara__22_1888832437 \h 
 \* MERGEFORMAT ). Die Enterbung erfolgt hingegen auf Anordnung des Erblassers. Er ist hierzu befugt, wenn der Erbe gegen den Erblasser oder eine ihm nahestehenden Person eine schwere Straftat begangen oder familienrechtliche Pflichten in schwerer Weise verletzt hat (Art. 477 ZGB). In der Regel hält der Erblasser die Enterbung im Testament fest; die Gründe sind möglichst genau zu umschreiben. Die Enterbung kann auch in einem Erbvertrag vorgenommen werden, soweit die enterbte Person als Vertragspartner auftreten möchte (so genannter Erbverzichtsvertrag, Art. 495 ZGB).

Neben Erbunwürdigkeit und Enterbung kann ein gesetzlicher Erbe auch von sich aus auf zukünftige erbrechtliche Ansprüche (inklusive Pflichtteil) verzichten. Der Verzicht wird zwischen dem Erblasser und dem betreffenden Erben im Erbverzichtsvertrag festgehalten. Der Erbverzicht kann gegen eine Leistung des Erblassers (Erbauskauf) oder unentgeltlich erfolgen. Er kann auch befristet oder an Bedingungen geknüpft werden, z.B. dass die Nachkommen, zugunsten derer verzichtet wurde, beim Tod des Erblassers nicht vorverstorben sind. Stirbt der Erblasser, kann ab dem Todeszeitpunkt nicht mehr auf die Erbschaft verzichtet werden. Sodann ist nur eine Ausschlagung möglich (siehe unten Ziffer 5.3 REF __RefNumPara__97_1888832437 \h 
 \* MERGEFORMAT ).

4. Abwicklung des Erbgangs

Mit dem Tod des Erblassers wird der Erbgang von Gesetzes wegen eröffnet, d.h. in jenem Moment geht die Erbschaft (Aktiven und Passiven) vom Erblasser auf die Erben über (Art. 537 ff. ZGB). Der Erbgang endet mit der Teilung des Nachlasses (Art. 634 ZGB).

Für die Abwicklung des Erbganges mit Inbesitznahme, Verwaltung und Teilung des Nachlasses sowie der eventuellen Ausrichtung von Vermächtnissen sind primär die Erben, gegebenenfalls ein Willensvollstrecker, verantwortlich. Die Behörden dürfen nur ausnahmsweise in den Erbgang eingreifen und zugunsten der Erben Sicherungsmassregeln treffen. Dies passiert hauptsächlich in der kritischen Phase zwischen dem Tod des Erblassers und dem Aktivwerden der Erben. Die gesetzlichen Sicherungsmassregeln sind die Siegelung der Erbschaft, das Sicherungsinventar, die Erbschaftsverwaltung und die Eröffnung der letztwilligen Verfügungen (Art 551 ff. ZGB). 

5. Möglichkeiten der Erben nach dem Tod und der Eröffnung des Erbganges

Der Erwerb einer Erbschaft kann den Erben sowohl begünstigen als auch belasten, je nach Umfang der Passiven. Wenn der Erblasser verstorben und der Erbgang eröffnet ist, können die Erben wie folgt reagieren. 

5.1 
Übersicht

5.2 
Annahme der Erbschaft

Jeder gesetzliche und eingesetzte Erbe kann die Erbschaft ausdrücklich oder stillschweigend annehmen. Im Normalfall reicht es, die Ausschlagungsfrist von 3 Monaten verstreichen zu lassen. Dann gilt die Erbschaft als stillschweigend angenommen. Mit der ausdrücklichen oder stillschweigenden Annahme geht die Erbschaft als Ganzes (Vermögen und Schulden) auf die Erben über. Die Erben erwerben also nicht nur die Aktiven, sondern zwingend auch die Passiven. Sie haften mit ihrem eigenen Vermögen für die Schulden des Erblassers. 

In Ausnahmefällen bedarf es einer ausdrücklichen Annahmeerklärung. So müssen z.B. die Erben die Erbschaft ausdrücklich annehmen, wenn für sie vor Ablauf der Ausschlagungsfrist ein Erbschein ausgestellt werden soll (Art. 559 ZGB). Der Erbschein ist häufig unerlässlich im Umgang mit Behörden und Dritten, um z.B. Bankkonti aufzulösen oder das Haus des Erblassers zu verkaufen. Für die Annahmeerklärung und die Ausstellung des Erbscheins wenden sich die Erben an die Nachlassbehörde am letzten Wohnsitz des verstorbenen Erblassers. 

Ferner ist eine ausdrückliche Annahme erforderlich, wenn eine überschuldete Erbschaft vorliegt und dies bekannt ist (Art. 566 Abs. 2 ZGB). War die Überschuldung des Erblassers bei seinem Tod amtlich festgestellt oder offenkundig (z.B. bei Fürsorgeabhängigkeit oder zahlreichen Betreibungen), wird zunächst die Ausschlagung vermutet. Möchte der Erbe die Erbschaft dennoch bekommen, muss er dies ausdrücklich erklären. 

Eine weitere Ausnahme betrifft den Fall, dass alle nächsten Erben (z.B. Kinder) die Erbschaft ausgeschlagen haben zugunsten der auf sie folgenden Erben (z.B. Grosskinder). Die zuständige Behörde setzt den nachfolgenden Erben eine Frist, innerhalb derer sie die Erbschaft ausdrücklich annehmen können (Art. 575 ZGB).

In allen Fällen gilt, dass die einmal erklärte Annahme nicht an Bedingungen geknüpft und nicht widerrufen werden kann. 

5.3 
Ausschlagung der Erbschaft

Das Gegenstück zur Annahme ist die Ausschlagung der Erbschaft (Art. 566 ff. ZGB). Sie kann aus persönlichen oder finanziellen Gründen erfolgen, z.B. weil der Erbe nicht für die Schulden des Erblassers mit seinem eigenen Vermögen haften will. Mit der Ausschlagung verliert der Erbe seine Erbenstellung. Damit ist auch eine Haftung für mögliche Schulden des Erblassers ausgeschlossen.

Die Frist zur Ausschlagung beträgt 3 Monate. Für gesetzliche Erben beginnt die Frist in der Regel an dem Tag, an welchem ihnen der Tod des Erblassers bekannt geworden ist. Bei eingesetzten Erben wird der Fristenlauf durch amtliche Mitteilung über den Tod des Erblassers ausgelöst. Die Ausschlagung ist gegenüber der Nachlassbehörde am letzten Wohnsitz des verstorbenen Erblassers mündlich oder schriftlich zu erklären. Das entsprechende Formular findet sich mehrheitlich auf den Internetseiten der Kantons- respektive Bezirksgerichte.

Wie die Annahme kann auch die Ausschlagung nicht an Bedingungen geknüpft oder widerrufen werden.

5.4
Aufnahme eines öffentlichen Inventars

Solange sich der gesetzliche oder eingesetzte Erbe bezüglich der Annahme oder Ausschlagung der Erbschaft noch nicht festgelegt hat, kann er die Aufnahme eines öffentlichen Inventars verlangen (Art. 580 ff. ZGB). Dies ist sinnvoll, wenn Ungewissheit über den Umfang der Erbschaft besteht bzw. Schulden zu vermuten sind. Das öffentliche Inventar kann dem betreffenden Erben letztlich die Entscheidung über die Annahme oder Ausschlagung der Erbschaft erleichtern.

Das öffentliche Inventar ist innerhalb eines Monats zu verlangen. Für gesetzliche Erben beginnt die Frist mit der Kenntnis des Todes bzw. des Erbfalls; für eingesetzte Erben mit der Eröffnung der letztwilligen Verfügung. 

Im öffentlichen Inventar trägt die zuständige Behörde die ihr bekannt gewordenen Vermögenswerte und Schulden des Erblassers zusammen. Auf Anfrage sind die Erben und Dritte (Banken, Vermögensverwalter etc.) verpflichtet, über die Vermögensverhältnisse und deren Veränderungen zu Lebzeiten des Erblassers Auskunft zu erteilen. Ferner werden Gläubiger und Schuldner des Erblassers aufgerufen, ihre Forderungen und Schulden anzumelden (Rechnungsruf). Es bleibt indes ein Restrisiko, dass nicht sämtliche vorhandene Aktiven und Passiven inventarisiert wurden. 

Einerseits dient das öffentliche Inventar der Informationsbeschaffung, auch wenn diese nicht zwingend umfassend sein muss. Andererseits ist zu beachten, dass die behördlichen Massnahmen den privaten Bereich betreffen sowie zeit- und kostenintensiv sind. Die Kosten werden grundsätzlich aus der Erbschaft beglichen. Ist diese nicht ausreichend, müssen diejenigen Erben die Kosten tragen, die das öffentliche Inventar verlangt haben. 

Nach Abschluss des Inventars hat der betreffende Erbe vier Entscheidungsmöglichkeiten. Er kann den Nachlass a) bedingungslos oder b) unter öffentlichem Inventar annehmen, c) ausschlagen oder d) die amtliche Liquidation (siehe Ziffer 5.4 REF __RefNumPara__263_1888832437 \h 
) verlangen. Er muss seine Erklärung innert Monatsfrist nach Abschluss des Inventars abgeben. Wenn der Erbe keine Erklärung abgibt, hat er die Erbschaft unter öffentlichem Inventar angenommen. Dieser Erbe haftet gegenüber den Gläubigern des Erblassers mit seinem Vermögen, aber nur soweit, wie die Schulden im öffentlichen Inventar verzeichnet sind. Nimmt der Erbe die Erbschaft hingegen bedingungslos an, haftet er mit seinem ganzen Vermögen für die Schulden des Erblassers ohne Rücksicht auf das öffentliche Inventar.

5.5 
Amtliche Liquidation

Neben der Annahme oder der Ausschlagung oder der Annahme unter öffentlichem Inventar können die gesetzlichen oder eingesetzten Erben schliesslich auch die amtliche Liquidation verlangen, wenn die Vermögensverhältnisse des Erblassers unübersichtlich sind (Art. 593 ff. ZGB). Sobald ein Miterbe die Annahme der Erbschaft erklärt, ist die amtliche Liquidation nicht möglich. Wie beim öffentlichen Inventar wird bei der amtlichen Liquidation ein Inventar aufgenommen und ein Rechnungsruf durchgeführt. 
Haben Gläubiger des Erblassers begründete Besorgnis, dass ihre Forderungen nicht bezahlt werden, und werden sie auf ihr Begehren nicht befriedigt oder sichergestellt, so können sie binnen 3 Monaten seit dem Tod des Erblassers bzw. seit der Eröffnung der letztwilligen Verfügung ebenfalls die amtliche Liquidation verlangen (Art. 594 ZGB).
Die amtliche Liquidation ist binnen 3 Monaten seit dem Tod des Erblassers (für gesetzliche Erben) bzw. seit der Eröffnung der letztwilligen Verfügung (für eingesetzte Erben) zu verlangen.

Der Vorteil der amtlichen Liquidation liegt darin, dass die Schulden des Erblassers aus dem Nachlassvermögen getilgt werden. Ziel ist es, dass nach Abschluss des Verfahrens ein schuldenfreier Nachlass an die Erben verteilt werden kann. Die amtliche Liquidation beschränkt somit die Haftung der Erben für Schulden des Erblassers auf die Erbschaft. Die Haftung mit eigenem Vermögen ist hingegen ausgeschlossen. Macht ein Gläubiger des Erblassers eine Forderung erst nach Abschluss der amtlichen Liquidation geltend, ist diese nicht verwirkt. Die Erben haften indes nur mit den Vermögenswerten, welche sie von der zuständigen Behörde zugewiesen bekommen haben.

Als Nachteil kann die Publikation der amtlichen Liquidation betrachtet werden. Ausserdem können Vermögenswerte unter Umständen zu einem ungünstigen Zeitpunkt liquidiert und dadurch ein beschränkter Erlös erreicht werden. Schliesslich ist das Verfahren auch zeit- und kostenintensiv. 

6. Erbrechtliche Klagen

Bei Streitigkeiten im Zusammenhang mit der Erbschaft stehen den gesetzlichen und eingesetzten Erben diverse erbrechtliche Klagen bzw. Rechtsbehelfe zur Verfügung. Welche Klage die richtige ist, hängt davon ab, was erreicht werden soll. Erblickt ein Erbe etwa einen schweren Mangel im Testament oder Erbvertrag (z.B. Formmangel), kann die Verfügung von Todes wegen mit der Ungültigkeitsklage teils oder ganz angefochten werden (Art. 519 ff. ZGB). Bei Verletzungen des Pflichtteils im Testament oder Erbvertrag kommt die Herabsetzungsklage in Frage (Art. 522 ff. ZGB). Will ein Nicht-Erbe einen bestimmten Gegenstand nicht übergeben, der zur Erbschaft zählt, kann der Erbe die Herausgabe mit der Erbschaftsklage (Art. 598 ff. ZGB) erreichen.

Wahlmöglichkeiten der Erben innerhalb bestimmter Fristen





1. Annahme


Alle Aktiven und Passiven gehen auf Erben bedingungslos über. Unbeschränkte persönliche Haftung für Schulden.





2. Ausschlagung


Erbe verliert Erbenstellung. Keine Haftung für Schulden.





3. Öffentliches Inventar 


Möglichst genaue Ermittlung der Aktiven und Passiven durch Aufstellen eines Inventars. Anschliessend Wahl zwischen:





4. Amtliche Liquidation


Abwicklung des Nachlasses mit Schuldenbereinigung. Beschränkte Haftung für Schulden nur mit Aktiven des Nachlasses. Keine persönliche Haftung.





a. Annahme








siehe 1., aber eher praxisfremd nach Durchführung des aufwendigen Inventarverfahrens





b. Annahme unter öffentlichem Inventar


siehe 1., aber beschränkte Haftung nur für inventarisierte Schulden. 





c. Ausschlagung








bei überschuldeter Erbschaft, siehe 2.





d. Amtliche Liquidation





siehe 4.








